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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl. II Nr. 255/2023 (Anlage 14)  

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung, mit der die Universitäts- und Hochschulstatistik- 

und Bildungsdokumentationsverordnung geändert wird 

 

BGBl. II Nr. 256/2023  

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Gesundheits- und 

Krankenpflege-Basisversorgungs-Ausbildungsverordnung geändert wird (GuK-BAV-Novelle 2023) 

 

BGBl. II Nr. 259/2023 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen zur elektronischen Übermittlung von Erledigungen und Anbringen mittels elekt-

ronischem Dateitransfer – EDTV 

 

BGBl. II Nr. 260/2023 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie über eine abschnitts-
bezogene Geschwindigkeitsüberwachung 2023 im Abschnitt Ofenauertunnel - Hieflertunnel der A 10 Tauern Autobahn (Section 
Control-Messstreckenverordnung A 10 Ofenauertunnel - Hieflertunnel 2023) 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
Keine Rechtsakte mit Gesetzescharakter im Berichtszeitraum. 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
  

AUSGABE 36 | 08.09.2023 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_255/BGBLA_2023_II_255.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_255/Anlagen_0001_DD4469AC_92F2_462A_AE88_F3C5163EFF5C.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_256/BGBLA_2023_II_256.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_259/BGBLA_2023_II_259.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_261/BGBLA_2023_II_261.pdfsig


 

 

A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum.  

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
19.07.2023, Ra 2022/01/0016 

AVG; VwGG; nach st Rsp des VwGH handelt es sich bei der Verhängung einer Mutwillensstrafe um keine Angelegenheit 
des Verwaltungsstrafrechts; Revision ist daher nicht im Grunde des § 25a Abs 4 VwGG absolut unzulässig; für Annahme der 

für die Verhängung der Mutwillensstrafe nach § 35 AVG erforderlichen Mutwilligkeit und damit einhergehend für die Unterstel-
lung einer Missbrauchsabsicht in Bezug auf Rechtsschutzeinrichtungen ist entscheidend, ob letzte Folgeantrag auch aus der 

Sicht der Rw von vornherein als grund- und aussichtlos hätte erscheinen müssen; diese Frage lässt sich allerdings nicht allein 
mit der mangelnden Berechtigung des Antrags beantworten, sondern hätte unter Bedachtnahme auf die konkrete Antragsbe-
gründung – und zweckmäßigerweise nach Befragung der Rw – näher untersucht werden müssen 

 
07.08.2023, Ra 2022/18/0094 

AsylG; eine (schlüssige) Beweiswürdigung muss auch den sehr persönlichen und daher unterschiedlichen Zugang verschie-

dener Menschen zu ihrem religiösen Glauben in Betracht ziehen; keine überzogenen Erwartungshaltungen an das Bibel- 
bzw. theologische Wissen von Asylwerbern; für den Fall verbleibender Zweifel an einer Konversion kommt Befragung von 

Zeugen (wie Priestern, Taufpaten) umso mehr Bedeutung zu; ergeben sich im Zuge einer detaillierteren Befragung von Zeugen 
keine klaren Hinweise für eine „Scheinkonversion“, so kann das BVwG im Fall eines nach langer Vorbereitungszeit getauften 
und über längere Zeit durchgehend aktiven Mitglieds einer gesetzlich anerkannten Religionsgemeinschaft nicht auf Basis ledig-
lich spekulativer Vermutungen von einer solchen ausgehen 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Tir 21.10.2020, LVwG-2020/34/1580-11 

Lebensmittelsicherheits- und VerbraucherschutzG; bei Klärung der Frage, ob das in Rede stehende Lebensmittel „für den 

menschlichen Verzehr ungeeignet ist“, ist die Begriffsbestimmung in § 5 Abs 5 Z 2 Lebensmittelsicherheits- und Verbraucher-
schutzG und Art 14 Abs 5 EG-BasisVO entscheidend; Kriterien des Art 14 Abs 5 EG-BasisVO bestimmen nicht abschließend, 
ob ein Lebensmittel zum Verzehr ungeeignet ist; auch andere Umstände können diesen Tatbestand erfüllen 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
05.09.2023, Rs C-689/21, Udlændinge- og Integrationsministeriet (Perte de la nationalité danoise) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Unionsbürgerschaft – Art 20 AEUV – Art 7 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union – Bürger, der die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats und die Staatsangehörigkeit eines Drittstaats besitzt – Verlust 
der Staatsangehörigkeit des Mitgliedstaats mit Vollendung des 22. Lebensjahrs kraft Gesetzes wegen Fehlens einer echten 
Bindung zu dem Mitgliedstaat, wenn vor diesem Geburtstag kein Antrag auf Beibehaltung der Staatsangehörigkeit gestellt 
wurde – Verlust des Unionsbürgerstatus – Prüfung der Verhältnismäßigkeit der Folgen dieses Verlusts aus unionsrechtli-
cher Sicht – Ausschlussfrist 
 
05.09.2023, Rs C-137/21, Parlament/ Kommission (Exemption de visa pour les ressortissants des États-Unis) 

Untätigkeitsklage – Verordnung (EU) 2018/1806 – Art 7 Abs 1 Buchst f – Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim 

Überschreiten der Außengrenzen der Mitgliedstaaten im Besitz eines Visums sein müssen – Liste der Drittländer, deren Staats-
angehörige von dieser Visumpflicht befreit sind – Grundsatz der Gegenseitigkeit – Aufforderung zum Erlass eines delegierten 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2022010016_20230719L00/JWT_2022010016_20230719L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2022180094_20230807L00/JWT_2022180094_20230807L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_TI_20201021_LVwG_2020_34_1580_11_00/LVWGT_TI_20201021_LVwG_2020_34_1580_11_00.pdf
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=276994&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&cid=122375
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=276996&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=90490
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=276996&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=90490


 

 

Rechtsakts, mit dem die Visumbefreiung für Staatsangehörige der Vereinigten Staaten von Amerika für einen Zeitraum von 

zwölf Monaten vorläufig ausgesetzt wird 

 

07.09.2023, Rs C-135/22 P, Breyer/ REA 

Rechtsmittel – Zugang zu Dokumenten der Organe der Europäischen Union – Verordnung (EG) Nr 1049/2001 – Art 4 Abs 2 
erster Gedankenstrich – Ausnahme vom Recht auf Zugang – Schutz der geschäftlichen Interessen – Rahmenprogramm für 

Forschung und Innovation ‚Horizont 2020‘ (2014-2020) – Dokumente zum Forschungsprojekt ‚iBorderCtrl: Intelligent Portable 
Border Control System‘ – Beschluss der Europäischen Exekutivagentur für die Forschung (REA), mit dem der Zugang zu 
bestimmten Informationen verweigert wird – Überwiegendes öffentliches Interesse 

 
07.09.2023, Rs C-601/21, Kommission/ Polen 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Öffentliche Dienstleistungsaufträge – Staatsdruckerei – Herstellung von Aus-
weisdokumenten und sonstigen amtlichen Dokumenten sowie von Systemen für die Verwaltung solcher Dokumente – Natio-
nale Rechtsvorschriften, die die Vergabe von Aufträgen für diese Herstellung an ein öffentlich-rechtliches Unternehmen 
ohne vorherige Durchführung eines Vergabeverfahrens vorsehen – Art 346 Abs 1 Buchst a AEUV – Richtlinie 2014/24/EU 
– Art 1 Abs 1 und 3 – Art 15 Abs 2 und 3 – Besondere Sicherheitsmaßnahmen – Schutz wesentlicher Sicherheitsinteressen 

eines Mitgliedstaats 
 

07.09.2023, Rs C-453/22, Schütte 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Grundsatz der Neutrali-
tät der Mehrwertsteuer – Effektivitätsgrundsatz – Zu hoher Mehrwertsteuersatz auf einer Kaufrechnung – Rückzahlung des 
zu viel gezahlten Betrags – Unmittelbare Klage gegen die Verwaltung – Auswirkung der Gefahr einer doppelten Erstattung 

derselben Mehrwertsteuer 
 
07.09.2023, Rs C-15/22 , Finanzamt G (Projets d’aide au développement) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Entwicklungszusammenarbeit – Direkte Besteuerung – Einkommensteuer – Steuerbefrei-
ung für Arbeitnehmer, die bei aus nationalen Haushaltsmitteln finanzierten Entwicklungshilfeprojekten eingesetzt werden – 
Unterschiedliche Behandlung der Arbeitnehmer, die bei einem aus dem Europäischen Entwicklungsfonds finanzierten Projekt 
eingesetzt werden – Art 63 Abs 1 AEUV – Freier Kapitalverkehr – Art 4 Abs 3 EUV – Pflicht zu loyaler Zusammenarbeit – 
Erleichterung der Aufgabe der Europäischen Union – Art 208 und 210 AEUV – Entwicklungszusammenarbeit – Pflicht zur 
Förderung der Politik im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit – Möglichkeit der Geltendmachung 

 
07.09.2023, Rs C-832/21, Beverage City Polska 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivil- und Handelssachen – Verordnung (EU) 1215/2012 – 
Gerichtliche Zuständigkeit und Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen – Be-
sondere Zuständigkeiten – Art 8 Nr 1 – Mehrere Beklagte – Klagen, zwischen denen eine so enge Beziehung gegeben ist, 

dass eine gemeinsame Verhandlung und Entscheidung geboten erscheint – Ankerbeklagter – Unionsmarke – Verordnung (EU) 
2017/1001 – Art 122 und 125 – Klage wegen Verletzung einer Unionsmarke gegen mehrere Beklagte mit Wohnsitz in ver-
schiedenen Mitgliedstaaten – Zuständigkeit des Gerichts am Wohnsitz des Geschäftsführers einer beklagten Gesellschaft 
– Zuständigkeit des angerufenen Gerichts hinsichtlich der Mitbeklagten mit Wohnsitz außerhalb des Mitgliedstaats des 

Gerichtsstands – Begriff ‚so enge Beziehung‘ – Exklusiver Vertriebsvertrag zwischen dem Lieferanten und seinem Kunden 
 
07.09.2023, Rs C-323/22, KRI 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Freier Warenverkehr – Verbrauchsteuern – Richtlinie 92/12/EWG – Art 6 Abs 1 Buchst a – 
Entstehung des Verbrauchsteueranspruchs – Unrechtmäßige Entnahme aus dem Verfahren der Steueraussetzung – 

Rechtswidrige Handlung, die ausschließlich einem Dritten zuzurechnen ist – Fälschung des begleitenden Verwaltungsdoku-
ments – Art 14 Abs 1 – Steuerbefreiung für Verluste, die während des Verfahrens der Steueraussetzung entstanden sind – 

Untergang oder höhere Gewalt – Haftung des zugelassenen Lagerinhabers 
 
07.09.2023, Rs C-226/22, Nexive Commerce ua 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Postdienste in der Europäischen Union – Richtlinie 97/67/EG – Art 9 Abs 2 Unterabs 2 
vierter Gedankenstrich und Abs 3 – Art 22 – Unternehmen des Postsektors – Beitrag zu den betrieblichen Aufwendungen 
der Regulierungsbehörde des Postsektors – Verpflichtung – Finanzielle Belastung, die ausschließlich von den Marktteilneh-
mern ohne Unterscheidung nach der Art der bereitgestellten Dienste übernommen wird – Grundsätze der Verhältnismäßigkeit 
und der Nichtdiskriminierung 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277067&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4413987
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277064&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4551181
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277064&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4551181
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277073&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4413987
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277073&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4413987
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277066&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4415185
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277066&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4415185
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277065&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4415185
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277065&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4415185
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277072&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4643093
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277071&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4551181


 

 

07.09.2023, Rs C-209/22, Rayonna prokuratura Lovech, TO Lukovit (Fouille corporelle) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Recht auf Belehrung und Unterrichtung in 
Strafverfahren – Richtlinie 2012/13/EU – Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand in Strafverfahren – Richtlinie 2013/48/EU 
– Anwendungsbereich – Nationale Regelung, in der die Rechtsfigur des Verdächtigen nicht vorgesehen ist – Ermittlungsver-
fahren in Strafsachen – Zwangsmaßnahme der Leibesvisitation und der Beschlagnahme – Nachträgliche Genehmigung durch 
das zuständige Gericht – Fehlen einer gerichtlichen Kontrolle von Maßnahmen zur Beweiserhebung – Art 47 und 48 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Wirksame Ausübung der Verteidigungsrechte von Verdächtigen und 

beschuldigten Personen bei der gerichtlichen Überprüfung von Maßnahmen zur Beweiserhebung 
 
07.09.2023, Rs C-169/22, Groenland Poultry 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsame Agrarpolitik – Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) – Maßnahmen zur Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums – Zahlungen für Tierschutz-
maßnahmen – Verordnung (EG) Nr 1974/2006 – Art 44 Abs 1 und Abs 2 Buchst a – Art 47 Abs 1 – Übertragung des landwirt-

schaftlichen Betriebs auf einen neuen Begünstigten – Spätere Aufgabe der landwirtschaftlichen Tätigkeit durch diesen Begüns-
tigten – ‚Fälle höherer Gewalt und außergewöhnliche Umstände‘ – Pflicht zur vollständigen oder teilweisen Rückerstattung 
der empfangenen Beihilfe – Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

 
07.09.2023, Rs C-162/22, Lietuvos Respublikos generalinė prokuratūra 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Telekommunikation – Verarbeitung personenbezogener Daten in der elektronischen 

Kommunikation – Richtlinie 2002/58/EG – Geltungsbereich – Art 15 Abs 1 – Von Betreibern elektronischer Kommunikations-
dienste gespeicherte und mit Strafverfahren befassten Behörden zur Verfügung gestellte Daten – Spätere Nutzung der Daten 
bei Ermittlungen wegen eines Dienstvergehens 

 
07.09.2023, Rs C-590/21, Charles Taylor Adjusting 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsa-
chen – Verordnung (EG) Nr 44/2001 – Anerkennung und Vollstreckung in einem Mitgliedstaat von Entscheidungen aus 
einem anderen Mitgliedstaat – Art 34 – Versagungsgründe – Verstoß gegen die öffentliche Ordnung der Europäischen Union 
und gegen die nationale öffentliche Ordnung – Begriff ‚öffentliche Ordnung‘ – Gegenseitiges Vertrauen – ‚Quasi-Prozessfüh-
rungsverbote‘ – Entscheidungen, die die Wahrnehmung des Rechts auf gerichtlichen Rechtsschutz oder die Fortsetzung der 

vor den Gerichten eines anderen Mitgliedstaats betriebenen Verfahren verhindern 
 
07.09.2023, Rs C-461/21, Cartrans Preda 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Richtlinie 2006/112/EG – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Steuerbefreiungen – 
Straßengütertransportumsätze in unmittelbarem Zusammenhang mit der Einfuhr von Gegenständen – Beweisregelung – Art 
56 und 57 AEUV – Freier Dienstleistungsverkehr – Rückforderung von Mehrwertsteuer durch einen Gebietsfremden – Be-
steuerung der erbrachten Gegenleistung mit der Einkommensteuer für gebietsfremde Personen – Steuerabzug an der Quelle 

beim Gebietsansässigen 
 
07.09.2023, Rs C-216/21, Asociaţia Forumul Judecătorilor din România 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Entscheidung 2006/928/EG – Verfahren für die Zusammenarbeit und die Überprüfung der 
Fortschritte Rumäniens bei der Erfüllung bestimmter Vorgaben in den Bereichen Justizreform und Korruptionsbekämp-
fung – Art 2 EUV – Art 19 Abs 1 Unterabs 2 EUV – Rechtsstaatlichkeit – Charta der Grundrechte der Europäischen Union – 
Art 47 – Richterliche Unabhängigkeit – Nationale Rechtsvorschriften, mit denen die Regelung der Beförderung von Richtern 

geändert wird 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
Keine Schlussanträge im Berichtszeitraum. 

  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277070&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4582822
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277069&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4551181
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277069&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4551181
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277068&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4551181
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277068&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4551181
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277063&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4551181
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277063&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4551181
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277062&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4551181
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277061&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4551181


 

 

C. GERICHT 

 
06.09.2023, Rs T-643/21, Foodwatch/ Kommission 

Zugang zu Dokumenten – Verordnung (EG) Nr 1049/2001 – Dokument zur Vorbereitung einer Sitzung des RCF – CETA 
zwischen Kanada einerseits und der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten andererseits – Teilweise Verweigerung 
des Zugangs – Ausnahme zum Schutz des öffentlichen Interesses im Hinblick auf die internationalen Beziehungen – Begrün-

dungspflicht – Pflicht zu einer konkreten Prüfung 

 

06.09.2023, Rs T-425/22, Kalypso Media Group/ EUIPO (COMMANDOS) 

Unionsmarke – Anmeldung der Unionswortmarke COMMANDOS – Absolute Eintragungshindernisse – Beschreibender 
Charakter – Art 7 Abs 1 Buchst c der Verordnung (EU) 2017/1001 – Fehlende Unterscheidungskraft – Art 7 Abs 1 Buchst b 

der Verordnung 2017/1001 

 

06.09.2023, Rs T-277/22, Groz-Beckert/ EUIPO () und blanche sur un emballage rectangulaire) 

Unionsmarke – Anmeldung einer Unionsmarke, die in der Anbringung der Farben Rot und Weiß auf einer quaderförmigen 
Verpackung besteht – Absolutes Eintragungshindernis – Fehlende Unterscheidungskraft – Art 7 Abs 1 Buchst b der Verordnung 
(EU) 2017/1001 – Ermittlung des Sachverhalts von Amts wegen – Art 95 Abs 1 der Verordnung 2017/1001 

 

06.09.2023, Rs T-276/22, Groz-Beckert/ EUIPO () und vert sapin sur un emballage rectangulaire) 

Unionsmarke – Anmeldung einer Unionsmarke, die in der Anbringung der Farben Weiß, Rot und Dunkelgrün auf einer 
quaderförmigen Verpackung besteht – Absolutes Eintragungshindernis – Fehlende Unterscheidungskraft – Art 7 Abs 1 Buchst 
b der Verordnung (EU) 2017/1001 – Ermittlung des Sachverhalts von Amts wegen – Art 95 Abs 1 der Verordnung 2017/1001 

 

06.09.2023, Rs T-786/21, Team Beverage/ EUIPO (TEAM BUSINESS IT DATEN - PROZESSE - SYSTEME) 

Unionsmarke – Anmeldung der Unionsbildmarke TEAM BUSINESS IT DATEN – PROZESSE – SYSTEME – Absolutes 
Eintragungshindernis – Beschreibender Charakter – Art 7 Abs 1 Buchst c der Verordnung (EU) 2017/1001 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
31.08.2023, Beschwerde Nr 47196/21, C/Italien 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens); Verweigerung der Eintragung einer aus-
ländischen Geburtsurkunde in das Personenstandsregister, die das Abstammungsverhältnis zwischen einem im Ausland 

durch Leihmutterschaft geborenen Kind und seinem biologischen Vater begründet, ohne eine alternative Lösung in Betracht zu 
ziehen; seit vier Jahren nicht festgestellte Abstammung; Kind gilt in seinem Wohnsitzland als staatenlos; keine allgemeine und 
absolute Unmöglichkeit der Anerkennung dieses Verhältnisses; Anerkennung durch Adoption möglich; Ermessensspielraum 
nicht überschritten 

 

05.09.2023, Beschwerde Nr 67369/16, Radio Broadcasting Company B92 AD/Serbien 

Verletzung von Art 10 EMRK (Freiheit der Meinungsäußerung); unverhältnismäßige zivilrechtliche Sanktionen gegen den BF 
wegen der Ausstrahlung von Fernsehnachrichten und der Veröffentlichung eines Online-Artikels, in dem ein Amtsträger dif-
famiert wurde; Fehlen sachdienlicher und ausreichender Gründe; Sanktionen (Schadensersatz, Entfernung des Artikels aus 

dem Internetportal und Veröffentlichung des Urteils), die eine abschreckende Wirkung auf die Ausübung des Rechts des BF auf 
freie Meinungsäußerung haben können; Versäumnis der innerstaatlichen Gerichte, Normen anzuwenden, die mit den in Art 10 
verankerten Grundsätzen in Einklang stehen, oder ihre Entscheidungen auf eine vertretbare Würdigung der relevanten Tatsa-
chen zu stützen; Überschreitung des engen Beurteilungsspielraums 

 

  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277028&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&part=1&cid=90490
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277038&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=90490
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277038&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=90490
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277033&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=90490
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277033&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=90490
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277032&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=90490
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=277048&pageIndex=0&doclang=de&mode=doc&dir=&occ=first&part=1&cid=90490
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-226391
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-226391
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-226417


 

 

05.09.2023, Beschwerde Nr 31434/21, Sharifi/Dänemark 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens); unverhältnismäßige Ausweisung eines 

niedergelassenen Migranten in Verbindung mit einem zwölfjährigen Wiedereinreiseverbot nach Verurteilung wegen schwerer 
Straftaten; Fehlen von Vorstrafen und Ausweisungsandrohungen in jüngerer Zeit; sehr starke Bindungen zu Dänemark und 

praktisch nicht vorhandene Bindungen zum Herkunftsland; Möglichkeit der Verhängung eines kürzeren Verbots nicht geprüft 

 

05.09.2023, Beschwerde Nr 35740/21, Al-Masudi/Dänemark 

Keine Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens); Ausweisungsverfügung mit dauer-
haftem Wiedereinreiseverbot nach Verurteilung wegen schwerer Straftaten; Vorliegen von Vorstrafen und sehr schwerwie-

genden Gründen für die Ausweisung eines niedergelassenen Migranten, der den größten Teil seiner Kindheit und Jugend im 
Aufnahmestaat verbracht hat; gegen den BF ergangene Ausweisungsverfügung mit Aussetzung der Vollstreckung und Auswei-
sungsandrohung; ordnungsgemäße Beurteilung der Verhältnismäßigkeit durch die nationalen Gerichte im Lichte der Rechtspre-

chung des Gerichtshofs 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 

Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 

sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 

nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 

Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-

mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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